At solothurn
Regierungsratsbeschluss vom 25. September 2012
Nr. 2012/1967

Totalrevision der Verordnung zum Energiegesetz Giber Staatsbeitrage (EnGVB)

1. Ausgangslage

Die Paragraphen 3 und 5 des kantonalen Energiegesetzes vom 3. Marz 1991 (EnGSO; BGS
941.21) legen grundsatzlich fest, in welchen Bereichen bzw. fiir was Fordergelder gesprochen
werden kénnen. Paragraph 4 der Verordnung zum Energiegesetz vom 23. August 2010 (EnVSO;
BGS 941.22) prazisiert, dass sich das Leisten von Beitrdgen nach einer separaten Verordnung
richtet. Diese Verordnung zum Energiegesetz Uber Staatsbeitrage (EnGVB; BGS 941.24) ist da-
tiert vom 3. Mai 1993.

Die Stossrichtung der kantonalen Energiepolitik wird durch das bestehende Energiekonzept
2003 fur die Jahre 2003 bis 2015 definiert. Nach dem Reaktorunfall in Fukushima hat der Regie-
rungsrat an seiner Sitzung vom 14. Juni 2011 eine Arbeitsgruppe eingesetzt und diese beauf-
tragt, eine neue Energiestrategie fir den Kanton Solothurn auszuarbeiten. Ein erster Zwischen-
bericht der Arbeitsgruppe hat der Regierungsrat mit Beschluss Nr. 2011/2001 vom 20. September
2011 verabschiedet und dem Kantonsrat zur Kenntnis gebracht.

Das "Foérderprogramm fur Energieeffizienz und erneuerbare Energien", welches der Kantonsrat
mit Beschluss SGB 151A/2008 vom 3. Dezember 2008 mit zugehorigem Verpflichtungskredit ge-
nehmigte, orientiert sich an der Stossrichtung des bestehenden Energiekonzeptes. Es umfasst
folgende Foérderschwerpunkte: Energieeffizienz ( z. B. Minergie-P und Minergie- P-Eco / Ener-
gieberatung / Energie-Coach usw.); Erneuerbare Energien (z.B. Sonnenkollektoren fir Warm-
wasser / Holzfeuerungen usw.); Spezialprojekte (z.B. Pilot- und Demonstrationsanlagen); Flan-
kierende Massnahmen (z.B. Information / Aus- und Weiterbildung, Studie usw.) und weitere
Férdermassnahmen, z.B. die Photovoltaik aufgrund eines parlamentarischen Auftrages.

Im Sinne einer schweizweit moéglichst abgestimmten Férderpolitik orientieren sich die Férder-
beitragssatze am Harmonisierten Férdermodell der Kantone (HFM)').Die Beitragssatze sollen
kinftig regelmassig Gberprift und gegebenenfalls an allfallig veranderten Rahmenbedingun-
gen angepasst werden (z.B. aktuelle Wirtschaftlichkeit der Technologie zum jeweiligen Zeit-
punkt, die Entwicklung der Preise fossiler Energien usw.).

2. Erwagungen

Mit dem vorliegenden Entwurf wird die geltende Verordnung aus dem Jahr 1993 revidiert und
unter Bericksichtigung des erwahnten KR-Beschlusses SGB 151A/2008 vom 3. Dezember 2008
angepasst. Diese Revision ist auch deshalb notwendig, weil sie sich unter anderem auf den Arti-
kel 33 der Verordnung Uber eine sparsame und rationelle Energienutzung des Bundesrates vom
22. Januar 1992 (Energienutzungsverordnung; ENV) abstutzt. Diese wurde langst aufgehoben.

) Harmonisiertes Férdermodell der Kantone. Schlussbericht Infras im Auftrag der Konferenz Kantonaler Energiefachstellen
und des Bundesamtes fur Energie 2007.
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Aus Grinden der Ubersichtlichkeit wurde nicht der Weg der Teilrevision, sondern der Weg der
Totalrevision gewahlt. Wobei sich die neue Verordnung inhaltlich weitgehend an die Bestim-
mungen der alten Verordnung anlehnt, diese aber grosstenteils prazisiert bzw. den aktuellen
Gegebenheiten anpasst. Als Grundlage fir die Festlegung der einzelnen Férdergegenstande /
Forderhohe dient einerseits der Schlussbericht der Arbeitsgruppe "Foérderprogramm fir Ener-
gieeffizienz und erneuerbare Energien" vom 13. Juni 2008 und die darin gemachten Ausflh-
rungen, andererseits das "Harmonisierte Fordermodell der Kantone (HFM)". Die im Rahmen der
Vollzugserfahrungen der letzten drei Jahre festgestellten rechtlichen Unsicherheiten bzw. LU-
cken werden mit der neuen Verordnung behoben. Dies entspricht im Wesentlichen auch der
Umsetzung des Auftrages Roland Furst (CVP, Gunzgen): Férderung erneuerbare Energie
(22.06.2011). Wir behalten uns eine inhaltliche Anpassung der EnGVB vor, falls sich dies auf-
grund der momentan noch laufenden Arbeiten am Energiekonzept als sinnvoll und notwendig
erweisen sollte.

3. Erlduterungen

3.1 Allgemeine Bestimmungen

3.1.1 § 1. Grundsatz

Absatz 1 entspricht im Wesentlichen der geltenden Regelung.

In Absatz 2 wird neu festgelegt, dass die Forderung ausschliesslich in Form von Beitrédgen an die
Investitionskosten bzw. an die Betriebskosten sowie mittels zinsloser Darlehen erfolgt. Die For-
derbedingungen und die Bemessung der Beitrage orientieren sich am "Forderprogramm fur
Energieeffizienz und erneuerbare Energien" gemass SGB 151 a/2008 vom 3. Dezember 2008 und
am harmonisierten Férdermodell der Kantone (HFM). Die Férderbeitragssatze bewegen sich
zwischen dem dort festgelegten Minimum und den nicht amortisierbaren Mehrkosten (NAM).

Nach bisherigem Recht war auch die Gewahrung von Zinskostenbeitragen denkbar. Solche sind
aber aufgrund der heutigen Zinssituation unbedeutend und verursachen zudem einen hohen
administrativen Aufwand. Das Gewahren von Zinskostenbeitragen entfallt deshalb.

Absatz 3 legt fest, dass eine Kumulation mit Férderbeitrdgen aus Programmen des Bundes im
Bereich Energie und Klima nicht méglich ist. Dies entspricht dem Grundsatz der subsididren For-
derung. Diese bisher angewandte Forderpraxis fiihrte in der Vergangenheit immer wieder zu
Diskussionen und teilweise zu Beschwerden und soll nun rechtlich verankert werden. In wirt-
schaftspolitisch begriindeten Einzelfallen kann das zustandige Departement diese Regelung
aufheben. Vom grundsatzlichen Verbot der Doppelférderung ausgenommen, ist die energeti-
sche Sanierung von Gebauden nach MINERGIE-Standard oder besser, im Nachgang zur Unter-
stitzung durch das Gebaudeprogramm Teil A (Bonus). DemgegenUber wird aber auch festge-
halten, dass eine Kumulation von Beitragen mit Kérperschaften wie Gemeinden, Elektrizitats-
verteilungsunternehmen (EVU) usw. in Ergdnzung zum kantonalen Foérderprogramm zulassig ist.

Absatz 5, Buchstabe a sieht eine Einschrankung vor, die bisher in der Vollzugspraxis als "Bei-
tragsbedingung" angewendet wurde, nun aber rechtlich verankert werden soll. Diese Ein-
schrankung ist eine Folge der erhdhten energetischen Anforderungen nach § 11 EnVSO, wonach
in Neubauten nur noch ein festgelegter Anteil des gesamten zuldssigen Warmebedarfs mit nicht
erneuerbaren Energien gedeckt werden darf. Diese Bestimmung zwingt Bauherren faktisch da-
zu, in neuen Gebauden haustechnische Anlagen zur Gewinnung von Energie aus erneuerbaren
Energietrdagern zu installieren (Solaranlagen, Warmpumpen, Holzfeuerungen usw.). Es wére un-
gerechtfertigt, Beitrdge an Anlagen auszurichten, deren Installation gesetzlich vorgeschrieben
wird.



Absatz 5, Buchstabe b entspricht bisheriger Regelung.

3.2 Forderbeitrage

3.2.1 § 2. Férdergegenstande

Gegeniber der bisherigen Fassung erfolgen nur marginale Anderungen.

Die aufgefihrten Férdergegenstande entsprechen den Vorgaben gemass "Foérderprogramm far
Energieeffizienz und erneuerbare Energien". So stellt Absatz 1 Buchstabe a klar, dass die Forde-
rung auf Neubauten beschrankt ist, die energetisch erheblich besser sind, als es die jeweiligen
rechtlichen Minimalanforderungen verlangen. In diesem Sinne sollen Bauten geférdert werden,
die wegen ihres "Leuchtturm-Effekts" eine Honorierung verdienen. Der energetische Standard,
welcher zu einer Férderberechtigung unter diesem Titel fiihrt, wird im konkreten Vollzug peri-
odisch an die zwischenzeitlichen Entwicklungen anzupassen sein. Férderberechtigt sind heute
der Minergie-P Standard, mit welchem kein aktives Heizungssystem mehr benétigt wird (Passiv-
haus) und der Minergie-Eco Standard, mit dem die 6kologischen und gesundheitlichen Auswir-
kungen von Bauten vermindert werden und die in Bauten enthaltene "Graue Energie "gesenkt
werden kann.

Absatz 1 Buchstabe b sieht vor, dass in Ergdnzung zum Gebaudeprogramm Teil A weitergehen-
de Sanierungen (zum Minergie oder Minergie P-Standard) mit einem Bonus geférdert werden
kénnen.

Absatz 1 Buchstabe h regelt die Mdglichkeit der Férderung von Spezialprojekten, d. h., unkon-
ventionelle oder spezielle Vorhaben zu férdern, die zur Verbreiterung des Know-how von zu-
kunftsweisenden Energienutzungs- oder Effizienztechnologien dienen.

Absatz 1 Buchstaben i + k entsprechen bisheriger Regelung. Fiur die Planung und Ausfiihrung
energetisch optimaler Bauten mussen die Fachleute immer auf dem neusten Stand der Technik
sein. Die periodische Vermittlung der Neuerungen im Normenwesen sowie besonders wichtiger
Innovationen ist dabei eine wichtige Aufgabe kantonaler Behérden. Der Mangel an gut ausge-
bildeten Fachkraften ist offenkundig. Die Branchen Gebaudehlle sowie Haustechnik sind davon
besonders betroffen. Freiwillige Baustandards wie Minergie und verscharfte Vorschriften fihren
—in Verbindung mit der rasanten technischen Entwicklung — zu einem grdsseren Bedarf im Wis-
senstransfer. Der Kanton beteiligt sich deshalb, gemeinsam mit den NWCH-Kantonen und dem
Bund, an Aus- und Weiterbildungsprogrammen. Die Weiterbildung von Fachleuten gehort
ebenso zur indirekten Férderung wie die Information / Beratung von Hausbesitzern und Investo-
ren. Die Information / Beratung hat das Ziel, die Bauherrschaft bei der Erneuerung und Moder-
nisierung ihrer Liegenschaft mit Fachinformationen zu unterstlitzen und das richtige Vorgehen
aufzuzeigen. Die Beratung erfolgt vor Ort durch "akkreditierte Energieberater" und beinhaltet
einen Bericht, wie das richtige Vorgehen bei der Erneuerung zu planen und welche Massnah-
men zu treffen sind.

3.2.2 § 3. Beitragsbemessung

Absatz 1 entspricht Gberwiegend bisheriger Regelung fiur Kleinanlagen. Die Beitragsbemessung
basiert jedoch auf den Grundlagen des "Férderprogramms fir Energieeffizienz und erneuerbare
Energien" und bewegt sich im Rahmen des HFM. Die Beitragssatze sind gegeniber bisheriger
Regelung hoéher, aber auch nicht vergleichbar.

Absatz 2 stellt sicher, dass nur Férderbeitrage fur ausfiihrungsreife Projekte eingereicht werden,
die im Regelfall auch innerhalb der zulassigen Ausfihrungsfrist problemlos realisiert werden
kénnen. Mit dieser Regelung soll verhindert werden, dass Férdergesuche "vorsorglich" einge-
reicht werden. Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn eine Reduktion der Beitragshéhe oder
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die Aufhebung eines Férdergegenstandes angekiindigt wird. Zudem kénnen bewusste Verzoge-
rungen zu einem nicht wlnschbaren Missverhaltnis von Anlagekosten zum Férderbeitrag fuh-
ren. "Vorsorglich" eingereichte Gesuche verursachen zudem unnétigen administrativen Auf-
wand der Vollzugsbehdorde.

Absatz 3 stellt sicher, dass keine Gberdimensionierten Anlagen in schlecht geddmmten Bauten
gefordert werden. In diesem Fall ist die Bauherrschaft angehalten, zuerst mit einer Gebaudehl-
lensanierung den Bedarf zu senken. Die maximal zulassige Heizleistungen fir Bauten mit Bau-
jahr vor 1980 betragt 70 W/m2, fiir Bauten mit Baujahr nach 1980 50 W/m2.

In Absatz 4 wird die bisherige Vollzugspraxis rechtlich verankert und transparent gemacht. Die
minimalen zuldssigen Fordersatze fur direkte Massnahmen sind im Bericht zum harmonisierten
Fordermodell der Kantone (HFM 2009) aufgefihrt. Die Fordersatze orientieren sich an 10 % der
Mehrinvestitionen bzw. an 10 % der nicht amortisierbaren Mehrkosten von Massnahmen. Mass-
geblich fur die Anerkennung als direkte Massnahme (Globalbeitragsberechtigung) ist die Einhal-
tung der minimalen Férdersatze nach HFM 2009.

3.23 §4. Darlehen

Das Gewahren von zinslosen Darlehen entspricht bisherigem Recht und wird prazisiert.
33 Vollzug

3.3.1 § 5. Beitragszusicherung

Gemass Artikel 19, Abs. 2 Buchstabe f EnGSO und § 8 EnGVB entscheidet der Regierungsrat auf
Antrag des Volkswirtschaftsdepartementes Uiber die Beitragsgewahrung. Diese Bestimmung
stammt aus den 90-er Jahren. Im Rahmen der vorliegenden Totalrevision wurde festgestellt, dass
die bisherige Praxis der Beitragsgewahrung in Teilbereichen von diesen Vorgaben abweicht. Aus
nicht mehr eindeutig nachvollziehbaren Grinden (vermutlich Auslegungsdifferenzen von Arti-
kel 19) erfolgte die Beitragszusicherung seit Anbeginn der Férderung, also seit nunmehr 20 Jah-
ren, im Rahmen der jeweils glltigen Finanzkompetenzdelegation, d.h. aktuell bis 50’000 Fran-
ken durch den Leiter der Energiefachstelle, ab 50'000 Franken gemeinsam mit dem Chef AWA
und ab 100°000 Franken mittels Regierungsratsbeschluss. Nach geltendem Recht mussten aber
alle Fordergesuche - jahrlich also etwa 1100 — dem Regierungsrat zur Beschlussfassung vorge-
legt werden. Dies ist riickblickend und auch aktuell nicht praxistauglich. Deshalb soll nun im
Rahmen der bereits geplanten Teilrevision des Energiegesetzes betreffend das “Verbot von
Elektroheizungen” die notwendige Anderung von § 19 EnGSO “Zusténdigkeiten” beantragt
werden. Eine entsprechende Botschaft zur Teilrevision des Energiegesetzes wird dem Regie-
rungsrat spatestens per Februar 2013 zur Beschlussfassung vorgelegt. Aus Dringlichkeitsgriinden
wird aber bereits im Rahmen der vorliegenden Totalrevision die Kompetenz der Beitragszusi-
cherung bis 100'000 Franken auf Stufe Departement stipuliert.

3.3.2 § 6. Einreichung der Gesuche und Auskunftspflicht

Absatz 1 entspricht Gberwiegend bisheriger Regelung.

Absatz 2 halt fest, dass "Grossanlagen" mit einem Forderbeitrag tGber 50'000 Franken den
Nachweis der Unwirtschaftlichkeit erbringen missen. Anlagen in der erwdhnten Gréssenord-

nung sind sehr oft wirtschaftlich und bedlrfen keiner speziellen Férderung durch die 6ffentli-
che Hand.



333 § 7. Projektabweichungen

Mit der Bestimmung wird deutlicher als bisher zum Ausdruck gebracht, dass Modifikationen
zwischen der Projekteingabe, welche der Beitragsbemessung zugrunde gelegen hat und dem
realisierten Objekt zur Kiirzung des urspringlichen Beitrages bzw. nur bis zu einem Abwei-
chungsgrad von maximal 10 % gegeniber dem urspriinglich festgelegten Beitrag toleriert wer-
den.

334 § 8. Auszahlung

Entspricht im Grundsatz der bisherigen Regelung. Neu wird festgelegt, dass die Auszahlung in
der Regel der Eigentumerschaft oder an eine von ihr bevollmachtigten Person ausbezahlt wird.
Damit wird sichergestellt und stipuliert, dass Férderbeitrage nicht an etwelche Vertreter der Ei-
gentimerschaft ausbezahlt werden, die gelegentlich als Gesuchsteller auftreten.

335 § 9. Verfall und Ruckforderung

Entspricht im Grundsatz der bisherigen Regelung. Damit die Vollzugsabwicklung effizient erfol-
gen kann und die Gesuchstellenden fir die Planung und die Umsetzung mehr Zeit zur Verfu-
gung haben, werden keine Fristen mehr fir den Arbeitsbeginn festgelegt. Die Frist bis zur Ein-
reichung der Schlussabrechnung von einem Jahr wird beibehalten. Die Erfahrung zeigt, dass die
gewahlte Frist durchaus realistisch und ausreichend ist. In begrindeten Fallen kann bei der
Energiefachstelle eine Fristverlangerung von langsten sechs Monaten beantragt werden.

34 Schlussbestimmungen

3.4.1 § 10. Ubergangsbestimmungen

4. Beschluss

Der Verordnungstext wird beschlossen.

S

Andreas Eng
Staatsschreiber

Beilage

Verordnungstext



Verteiler RRB

Volkswirtschaftsdepartement

Amt fur Wirtschaft und Arbeit

Energiefachstelle (4)

Bau- und Justizdepartement

Amt fur Umwelt (2)

Staatskanzlei (3; Eng, Stu, Rol: Einleitung Einspruchsverfahren)
Parlamentsdienste

Fraktionsprasidien (5)

GS, BGS

Amtsblatt spater

Veto Nr. 289 Ablauf der Einspruchsfrist: 30. November 2012.

Verteiler Verordnung

Volkswirtschaftsdepartement
Energiefachstelle (500)
Amt far Umwelt



	1. Ausgangslage
	2. Erwägungen
	3. Erläuterungen
	3.1 Allgemeine Bestimmungen
	3.1.1 § 1. Grundsatz

	3.2 Förderbeiträge
	3.2.1 § 2. Fördergegenstände
	3.2.2 § 3. Beitragsbemessung
	3.2.3 § 4.	Darlehen

	3.3 Vollzug
	3.3.1 § 5.	Beitragszusicherung
	3.3.2 § 6.	Einreichung der Gesuche und Auskunftspflicht
	3.3.3 § 7.	Projektabweichungen
	3.3.4 § 8.	Auszahlung
	3.3.5 § 9.	Verfall und Rückforderung

	3.4 Schlussbestimmungen
	3.4.1 § 10.	Übergangsbestimmungen


	4. Beschluss

